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Obergericht des Kantons Aargau 

1. Strafkammer 

Sitzung vom 26. November 1996 

Mitwirkend die Oberrichter Bürgi (Präsident), Marbet, Ursprung; Ge­

richtsschreiberin Jordi. 

In der Strafsache 

1. Staatsanwaltschaft des Kantons Aargau, 

Frey-Herose-Strasse 12, VVielandhaus, 5001 Aarau, 
vertreten durch lic.iur. D. Aufdenblatten, Staatsanwalt, Anklägerin, 

2. Rohner Ventilationsspenglerei AG, 

Grubenstrasse 6, Postfach 72, 8902 Urdorf, 

vertreten durch Dr. iur. Peter Conrad, Rechtsanwalt, 

Zunfthaus zum Paradies, Postfach 2079, 5400 Baden, Zivilklägerin, 

gegen 

Andreas G 1 a r n e r, geb. 09.10.62, 

Geschäftsführer, Grossächerstrasse 4, 8966 Oberwil-Lieli, 

verteidigt durch Dr. Martin Grossmann, Rechtsanwalt, 

Börsenstrasse 16, Postfach 4877, 8022 Zürich, Angeklagter, 

betreffend: Betrug, Sachentziehung, ungetreue Geschäftsführung 
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wird den Akten 

entnommen 

A. Die Staatsanwaltschaft klagte den Angeklagten am 6. März 1995 wie 
folgt an: 

"1. des Betrugs gemäss Art. 148 Abs. 1 StGB 
2. der Sachentziehung gemäss Art. a143 StGB. 

1. Der Angeklagte hat in der Absicht, sich oder einen an­
dern unrechtmässig zu bereichern, jemanden durch 
Vorspiegelung oder Unterdrückung von Tatsachen 
arglistig irregeführt oder den Irrtum eines andern arg­
listig benutzt und so den Irrenden zu einem Verhalten 
bestimmt, wodurch dieser sich oder einen andern am 
Vermögen schädigte. 

Der Angeklagte war seit dem 15. Mai 1984 Arbeitneh­
mer bei der Anzeigerin und Geschädigten Rohner 
Ventilationsspenglerei AG, Grnbenstr~sse 6, Post­
fach 72, 8902 Urdorf, v.d. Dr. P. Conrad, Fürspre­
cher, Zunfthaus zum Paradies, 5402 Baden. Ab Ende 
Februar 1987 amtete er sodann als Betriebsleiter der 
genannten Firma. Am 7. November 1990 kündigte er 
auf den 30. Juli 1991. Nachdem er seinen Nachfolger 
Renato Beffa, Grubenstrasse 6, 8906 Urdorf, während 
dreier Monate eingearbeitet hatte, welcher seine 
Stelle am 1. März 1991 antrat, eröffnete der 
Angeklagte in Oberwil Lieli ein Geschäft vergleichba­
rer Branche unter dem Namen "Airproduct Glarner". 

Am 3. August 1990, also noch während der Arbeitszeit 
des Angeklagten bei der Firma Rohner AG, schloss 
der Angeklagte für die Firma Rohner AG mit Broch 
Heinz einen Vertrag betreffend Lieferung von Dach­
aufbauten für die Liegenschaft an der Brahmstrasse in 
Zürich (vgl. Beilage 5 der Anzeige). Der Angeklagte 
wurde dabei als Geschäftsführer der Firma Rohner AG 
als Fachmann und Berater beigezogen. 

In der Folge ereigneten sich im Winter 1991 zwei Ga­
rantiefälle, die durch Heinz Broch an die Firma Roh­
ner AG bei Renato Beffa gemeldet wurden und durch 
die Firma Rohner AG anstandslos ausgeführt wurden. 

Anschliessend stellte der Angeklagte mit Datum vom 
7. März 1992 an Heinz Broch unter der Firmenbe-
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zeichnung Airproduct Glarner eine Rechnung im Be­
trag von Fr. 11 '935.20 für die betreffenden Dachauf­
bauten (vgl. Kopie der Rechnung, vom Zeugen Broch 
Heinz anlässlich der Befragung der Bezirksanwalt­
schaft Zürich vom 15. Februar 1995 eingereicht). Die­
ser bezahlte in der Folge den geforderten Betrag, 
nachdem der Angeklagte am 16. Mai 1992 die ausste­
hende Zahlung schriftlich gemahnt hatte. 

Der Angeklagte hat mit seiner Rechnungsstellung über 
den gesamten Betrag unter dem Firmenlogo seiner 
Firma Airproduct vorgetäuscht, er habe Anrecht auf 
den gesamten Rechnungsbetrag. Ausserdem konnte er 
voraussehen, dass es Broch Heinz nicht möglich sein 
würde, diese Täuschung zu durchschauen. Dieser lei­
stete in der Folge auch die verlangte Zahlung und 
schädigte damit die Rohner AG im Betrag des tat­
sächlich ihr zustehenden Betrags von Fr. 11 '935.20. 

Anmerkung: 

Der Angeklagte behauptet, es sei zwischen ihm und 
Renato Beffa abgesprochen gewesen, dass er den ge­
nannten Auftrag weiterführe. 

2. Dei A.ngek!agte hat einem Berechtigten eine bewegli­
che Sache ohne Bereicherungsabsicht entzogen und 
ihn dadurch geschädigt. 

Der Angeklagte hat zu einem unbekannten Zeitpunkt, 
jedoch nach seinem Arbeitsverhältnis bei der Ge­
schädigten Firma Rohner Ventilationsspenglerei AG, 
obgenannt, und ohne Einverständnis derselben die Ak­
te "Auftrag Broch" an sich genommen und in seinen 
Büroräumlichkeiten der Firma Airproduct aufbewahrt 
und dadurch die Kontrolle der Geschädigten über den 
genannten Auftrag verhindert. 

Gestützt hierauf wird der Angeklagte dem Bezirksge­
richt Bremgarten überwiesen zur Bestrafung in An­
wendung der obgenannten Bestimmungen sowie Art. 
41, 63 und 68 Ziff. 1 StGB. 

Strafantrag: - 3 Monate Gefängnis" 

B. 1. An der Verhandlung vom 22. Juni 1995 wurden Renato Beffa, 

Gabriela Liechti, Heinz Brach und Jens Kanese als Zeugen sowie 
der Angeklagte befragt. 

2. Der Angeklagte beantragte: 
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"1. Auf die Anträge sei in bezug auf die Sachentziehung 
gemäss Art. 143 aStGB nicht einzutreten. 

2. Im übrigen sei der Angeklagte von Schuld und Strafe 
freizusprechen. 

3. die Adhäsionsklage sei auf den Zivilweg zu verweisen. 

4. Die Kosten seien auf die Staatskasse zu nehmen. 

5. Der Beklagte sei für die Untersuchung und das ge­
richtliche Verfahren aus der Staatskasse angemessen 
zu entschädigen." 

3. Mit Beschluss vom gleichen Tag wurde der Angeklagte ersucht, 

innert 1 O Tagen zum Vorwurf der ungetreuen Geschäftsführung 

gemäss Art. 159 aStGB Stellung zu nehmen. 

4. Mit Eingabe vom 11. August 1995 beantragte der Angeklagte, er 

sei vom Vorwurf der ungetreuen Geschäftsführung freizusprechen 

und angemessen zu entschädigen. 

5. An der zweiten Verhandlung vom 24. Oktober 1995 wurde Peter 

Rohner, Inhaber der Zivilklägerin, als Zeuge befragt. Eine Befra­

gung des Angeklagten fand nicht mehr statt. 

C. Das Bezirksgericht Bremgarten erkannte gleichentags: 

"1. a) Der Angeklagte ist des Betrugs gemäss Art. 148 
Abs. 1 aStGB und der Sachentziehung gemäss 
Art. 143 aStGB nicht schuldig und wird in diesen 
Punkten freigesprochen. 

b) Der Angeklagte ist schuldig der ungetreuen Ge­
schäftsführung gemäss Art. 159 Abs. 1 aStGB. 

2. Er wird gestützt auf diese Gesetzesbestimmung und in 
Anwendung von Art. 63 StGB bestraft mit 3 Monaten 
Gefängnis. 

3. Der Vollzug der Freiheitsstrafe wird gestützt auf Art. 
41 Ziff. 1 StGB aufgeschoben und die Probezeit auf 2 
Jahre angesetzt. 
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4. Die Schadenersatzansprüche der Zivilklägerin werden 
auf den Zivilweg verwiesen. 

5. Der Angeklagte hat der Gerichtskasse Bremgarten die 
Verfahrenskosten, bestehend aus: 

Staatsgebühr 
Schreibgebühr 
Kanzleiauslagen (Zeugen etc.) 
Schreibgebühr/Auslagen für mot. 
Urteil 

insgesamt 

zu bezahlen." 

Fr. 1 '800.-­
Fr. 190.-­
Fr. 775.--

Fr. 470.--

Fr. 3'235.--

Zur Begründung führte die Vorinstanz im wesentlichen aus, der An­

geklagte sei vom Vorwurf der Sachentziehung freizusprechen, da er 

mit der Wegnahme des Auftragsdossiers der Zivilklägerin keinen 

Schaden zugefügt habe. Es sei auch nicht nachgewiesen, dass er die 

Zivilklägerin habe schädigen wollen. Betrug liege nicht vor, weil der 

Angeklagte bei der Lieferung von Dach&ufbauten für die Liegen­

schaft an der Brahmstrasse in Zürich den Zeugen Brach Heinz nicht 

arglistig getäuscht habe. 

Indessen gelange das Gericht zur Ueberzeugung, dass sich der An­

geklagte der ungetreuen Geschäftsführung schuldig gemacht habe. 

Da ihm Gelegenheit eingeräumt worden sei, zu diesem erst nach­

träglich erhobenen Vorwurf Stellung zu beziehen, sei das Akkusa­

tionsprinzip nicht verletzt worden. Die inkriminierte Handlung be­

stehe darin, dass er der Zivilklägerin das Auftragsdossier Brahm­

strasse, welches er während seiner Zeit als Geschäftsführer zu sich 

nach Hause genommen haben müsse, bei Abschluss des Arbeitsver­

hältnisses nicht retourniert habe. Den besagten Auftrag habe er zu­

gunsten seiner neuen Firma verrechnet, ohne hiezu berechtigt gewe­

sen zu sein und dadurch die Zivilklägerin geschädigt. Die Behaup­

tung des Angeklagten, er habe Ueberstunden für die Zivilklägerin ge­

leistet und sei daher zur Verrechnung des Auftrages befugt gewesen, 

könne diesen nicht entlasten. Er wäre gehalten gewesen, einen aus 
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geleisteten Ueberstunden resultierenden Anspruch auf dem Rechts­

wege geltend zu machen. 

Das Tatverschulden wiege schwer. Er habe seine Vertrauensstel­

lung, welche er gegenüber der Zivilklägerin eingenommen habe, 

missbraucht. Zudem habe er an der Verhandlung jegliches Unrechts­

bewusstsein vermissen lassen. Hingegen könne ihm in beruflicher, 

finanzieller und familiärer Hinsicht Stabilität zugebilligt werden. 

D. 1. Gegen dieses ihm am 6. September 1996 in begründeter Ausfer­

tigung zugestellte Urteil erhob der Angeklagte mit rechtzeitiger 

Eingabe vom 26. September 1996 Berufung: 

" Das Urteil des Bezirksgerichts Bremgarten vom 
24. Oktober 1995 sei vollumfänglich aufzuheben, der Be­
klagte sei somit von Schuld und Strafe freizusprechen, die 
Kosten der Untersuchung und des Gerichts seien auf die 
Staatskasse zu nehmen, und der Angeklagte sei für die 
Untersuchung und das Gerichtsverfahren angemessen zu 
entschädigen." 

Zur Begründung führte er insbesondere aus, im vorliegenden 

Verfahren sei der Anklagegrundsatz verletzt worden. Der ihm zur 

Last gelegte Sachverhalt sei nicht vollständig, objektiv, sachlich 

und genau aktenmässig dargestellt worden. 

Der Tatbestand der ungetreuen Geschäftsführung sei nicht er­

füllt, insbesondere weil er nicht Geschäftsführer im Sinne von Art. 

159 aStGB gewesen sei und daher weder über Bank- noch über 

Postguthaben habe verfügen können. Er habe aber auch keine 

Verträge unterzeichnet oder über Betriebsmittel bzw. Personal 
disponiert. 

Es sei keineswegs rechtsgenüglich erstellt, dass er das entspre­

chende Dossier vor seinem Austritt aus der Gesellschaft an sich 

genommen habe. Hiezu habe er auch nach Beendigung des Ar­

beitsverhältnisses vom 30. Juni 1991 Gelegenheit gehabt. Die 

unterlassene Rückgabe stelle keine Rechtsverletzung dar, da ihm 
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infolge ausstehender Lohnguthaben aus geleisteten Überstunden 

ein Retentionsrecht an Sachen seines Arbeitgebers erwachsen 

sei. 

Ihm werde zu Unrecht vorgehalten, er habe den Auftrag an der 

Brahmstrasse nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses bei der 

Rohner AG in eigener Regie fortgeführt, da er hiezu von seinem 

Nachfolger ermächtigt worden sei. Bei der Rohner AG sei es üb-

1 ich gewesen, dass Mitarbeiter einzelne Aufträge in eigener Re­

gie abgehandelt hätten, um Ueberstunden zu kompensieren. Er 

habe ohne Vorsatz gehandelt, habe er doch seinen Nachfolger 

Beffa über die Weiterführung des Auftrages informiert. Schliess­

lich sei ihm gegenüber der Zivilklägerin eine Verrechnungsforde­

rung aus Ueberstundenarbeit zugekommen, weshalb ihr kein 

Schaden erwachsen sei. 

Sollte der Angeklagte schuldig befunden werden, sei die ausge­

sprochene Strafe viel zu hoch ausgefailen. Der Vermögensscha­

den der Zivilklägerin betrage, falls er überhaupt bejaht werden 

könne, höchstens Fr. 4'000.--. 

2. Mit Berufungsantwort vom 7. Oktober 1996 beantragte die 

Staatsanwaltschaft, die Berufung sei abzuweisen, unter Kosten­

folge zulasten des Angeklagten. 

Das Obergericht zieht in 

Erwägung 

1. Dem Angeklagten wird vorgeworfen, sich der ungetreuen Geschäfts­

führung schuldig gemacht zu haben, indem er das Auftragsdossier 
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Brahmstrasse während seines Arbeitsverhältnisses an sich genom­

men und hernach nicht der Zivilklägerin zurückgegeben habe. 

- -

a) Der Angeklagte erblickt in der Verurteilung eine Verletzung des 

Anklagegrundsatzes, da die Anklageschrift den zur Anklage er­

hobenen Lebenssachverhalt dahin umschreibt, dass die Behändi­

gung des Dossiers nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses 

erfolgt sei. 

aa) Der Anklagegrundsatz bildet ein unverzichtbares Element 

eines rechtsstaatlichen Strafprozesses. Er verteilt die Auf­

gaben zwischen Untersuchungs- und Anklagebehörde und 

bestimmt auch den Gegenstand des Gerichtsverfahrens. Er 

bezweckt damit zugleich den Schutz der Verteidigungsrechte 

des Angeklagten und den Anspruch auf rechtliches Gehör 

(BGE 120 IV 353 f. ). 

Konkretisiert wird der Anklagegrundsatz zur Hauptsache 

durch die Anforderungen, welche an die Anklageschrift ge­

stellt werden. Kernstück dieser Anklageschrift bildet die 

Darstellung der dem Angeklagten zur Last gelegten Tat. Sie 

hat den Sachverhalt zwar kurz, aber vollständig, objektiv, 

sachlich und genau aktenmässig darzustellen. Es muss aus 

der Anklageschrift hervorgehen, welches historische Ereig­

nis, welcher Lebensvorgang, welche Handlung oder Unter­

lassung des Angeklagten Gegenstand der Beurteilung bilden 

soll und welches Delikt, welcher strafrechtliche Tatbestand 

in dieser Handlung zu finden sei (BGE 120 IV 355). 

bb) In der aargauischen Strafprozessordnung wird der Anklage­

grundsatz in § 25 festgehalten und durch § 162 StPO präzi­

siert. Danach kann die Staatsanwaltschaft die Anklage auf 

eine weitere Straftat, welche nicht Gegenstand der Anklage 

ist, ausdehnen, wenn sie erst im Hauptverfahren nachgewie­

sen wird (Abs. 1 ). Ist der Staatsanwalt an der Hauptverhand­

lung nicht anwesend, so darf die Tat ohne Ausdehnung der 
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Anklage vom Gericht mitbeurteilt werden, sofern sie von 

untergeordneter oder gleicher Bedeutung ist oder mit der 

eingeklagten Tat in Zusammenhang steht und hinreichend 

abgeklärt ist (Abs. 2). 

b) Dem Angeklagten ist mit Bezug auf die Wegnahme des Dossiers 

in der Anklageschrift vorgehalten worden, er habe zu einem un­

bekannten Zeitpunkt, jedoch nach seinem Arbeitsverhältnis bei 

der geschädigten Firma Rohner AG, die Akte "Auftrag Broch" an 

sich genommen. Im Verlaufe der Verhandlungen gelangte die 

Vorinstanz zur Ueberzeugung, dass der Angeklagte das fragliche 

Dossier während seiner Anstellung als Geschäftsführer mit sich 

genommen habe (Urteil S. 24 unten). Sie hat in der Folge dem 

Angeklagten gestützt auf§ 163 StPO Gelegenheit gegeben, sich 

zum Tatbestand der ungetreuen Geschäftsführung zu äussern. 

Sie hat indessen übersehen, dass sie dem Angeklagten mit dem 

Vorwurf, er habe das Dossier während seines Arbeitsverhältnis­

ses an sich genommen, einen andern ais den in der Anklage­

schrift genannten Lebenssachverhalt zur Last gelegt hat. Sie 

hätte ihn daher gemäss § 162 Abs. 2 StPO über die Ausdehnung 

der Anklage informieren und ihn insbesondere persönlich dazu 

befragen müssen. Dies hat sie indessen nicht getan. Der Ange­

klagte ist an der Verhandlung vom 24. Oktober 1995 nicht mehr 

befragt worden. Mithin wurde er mit dem Vorwurf, er habe das 

Dossier während seiner Tätigkeit bei der Zivilklägerin wegge­

nommen, nie konfrontiert. Dadurch ist eine Ausdehnung der An­

klage vorgenommen worden, ohne dass dem Angeklagten die 

Möglichkeit gegeben worden wäre, sich hiezu zu äussern. 

c) Die Verletzung des Anklagegrundsatzes hätte zur Folge, dass die 

Sache zur ordentlichen Durchführung des Verfahrens an die 

Vorinstanz zurückgewiesen werden müsste. Dies kann in casu 

unterbleiben. Wie die Vorinstanz selber festgestellt hat, handelte 

der Angeklagte bei der Wegnahme des Dossiers nicht mit der 

Absicht, die Zivilklägerin zu schädigen (Urteil S. 14 unten). Er ist 
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daher, da die Vermögensschädigung Voraussetzung zur unge­

treuen Geschäftsführung ist, von diesem Vorwurf, soweit die 

Wegnahme des Dossiers betreffend, freizusprechen. Dabei ist 

festzustellen, dass dieser Freispruch für das Gesamtverfahren 

von untergeordneter Bedeutung ist. 

2. Dem Angeklagten wird weiter vorgeworfen, er habe sich der unge­

treuen Geschäftsführung dadurch schuldig gemacht, dass er einen 

bei der Firma Rohner AG laufenden Auftrag in eigener Regie zu En­

de geführt und auch verrechnet habe. 

a) Die Verteidigung erblickt auch im diesbezüglichen Vorwurf eine 

Verletzung des Anklagegrundsatzes. Diese Kritik erfolgt jedoch 

zu Unrecht. Die Anklageschrift bietet im vorliegenden Fall eine 

genügende Grundlage für eine Verurteilung wegen ungetreuer 
Geschäftsführung. Darin wird ausgeführt, dass der Angeklagte ab 

15. Mai 1984 bei der Zivilklägerin angestellt war, ab Ende Fe­

bruar 1987 als Betriebsleiter. Am 3. August 1990, also noch wäh­

rend der Arbeitszeit bei der Zivilklägerin, habe er für die Firma 

Rohner AG mit Heinz Broch einen Vertrag betreffend Lieferung 

von Dachaufbauten für die Liegenschaften an der Brahmstrasse 

abgeschlossen. Der Angeklagte habe dabei als Geschäftsführer 

der Firma Rohner mitgewirkt. Er habe am 7. März 1992 an Heinz 

Broch unter seiner neuen Firmenbezeichnung Airproduct Glarner 

den genannten Auftrag verrechnet. Diese Rechnung sei von 

Broch bezahlt worden, wodurch die Firma Rohner AG geschädigt 

worden sei. 

Die Staatsanwaltschaft hielt ursprünglich dafür, der Angeklagte 

habe sich durch die Verwirklichung dieses Sachverhalts des Be­

trugs schuldig gemacht. Demgegenüber gelangte die Vorinstanz 

zur Ueberzeugung, er sei - wegen Verwirklichung desselben 

Sachverhalts - der ungetreuen Geschäftsführung schuldig zu be­

finden. Sie hat damit die Anklage nicht ausgedehnt, sondern sie 

hat denselben Sachverhalt rechtlich anders gewürdigt. Es handelt 
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sich dabei um einen Anwendungsfall von§ 163 StPO, welcher 

besagt, dass das Gericht an die rechtliche Würdigung, welche 

der Anklage zugrundeliege, nicht gebunden sei. Dabei ist das 

Gericht gehalten, dem Angeklagten das rechtliche Gehör zu ge­

währen, was in casu geschehen ist. Der Angeklagte hatte im üb­

rigen bereits im Untersuchungsverfahren Gelegenheit, sich zum 

besagten Vorwurf der ungetreuen Geschäftsführung zu äussern. 

Bereits in der Strafanzeige vom 11. Mai 1994 wurde der genannte 

Sachverhalt umschrieben (act. 5/6), und an der polizeilichen Ein­
vernahme wurde er aufgefordert, dazu Stellung zu beziehen 

(act. 39). Im laufe der Untersuchung hat auch der Verteidiger 

des Angeklagten zu dieser Beschuldigung Stellung genommen 

(act. 97 f.). Der Angeklagte war daher jederzeit in der Lage, seine 

Verteidigungsrechte wahrzunehmen, weshalb von einer Verlet­

zung des Anklagegrundsatzes keine Rede sein kann. 

b) Mit der Vorinstanz kommt das Obergericht zum Schluss, dass 

sich der Angeklagte durch Verwirklichung des zur Anklage erho­

benen Sachverhalts der ungetreuen Geschäftsführung schuldig 

gemacht hat: 

aa) Der Angeklagte war Geschäftsführer im Sinne des Gesetzes. 

Gemäss Anstellungsvertrag vom 23. Februar 1987 wurde er 

zwar als Betriebsleiter eingestellt (act. 19). Im fraglichen 

Vertrag ist jedoch festgehalten, dass er ab dem 

2. Geschäftsjahr als Geschäftsführer eingesetzt und am Um­

satz beteiligt werde (act. 20). Der Angeklagte selber hat sich 

denn auch wie ein Geschäftsführer verhalten. So hat er u.a. 

Arbeitsverträge abgeschlossen, fristlose Kündigungen aus­

gesprochen oder Abrechnungen gegenüber der öffentlichen 

Ausgleichskasse unterzeichnet (act. 278 ff.). Auch vom Zeu­

gen Broch ist er als Geschäftsführer bezeichnet worden (act. 

110). Er führte den Betrieb der Zivilklägerin weitgehend 

selbständig. Er konnte Investitionen bis Fr. 10'000. -- ohne 

Konsultierung des Verwaltungsrates vornehmen. Insgesamt 



12 

betrachtet, erscheinen der eigenverantwortliche Tätigkeits­

bereich des Angeklagten und die in diesem Rahmen zu be­

treuenden Vermögensinteressen als durchaus bedeutsam 

und von Gewicht, weshalb er zweifellos als Geschäftsführer 

zu betrachten ist. Es kann zusätzlich auf die zutreffenden 

Ausführungen im vorinstanzlichen Urteil verwiesen werden 

(S. 23). 

bb) Der Angeklagte hat mit dem Zeugen Brach am 3. August 

1990 die Lieferung von Dachaufbauten für die Brahmstrasse 

Zürich vereinbart (act. 24). Er hat hierauf für diesen Auftrag 

22 Dachaufbauten namens der Firma Rohner AG geliefert 

(act. 73, 158). Drei Dachaufbauten hat der Angeklagte nach 

Beendigung seines Arbeitsverhältnisses geliefert. Für den 

gesamten Auftrag hat er indessen in eigenem Namen Rech­

nung gestellt (act. 24). 

Er hat damit ein gewinnbringendes Geschäft nicht für S(~inen 

Geschäftsherrn, sondern für sich selber zu Ende geführt. Ei­

ne solche Handlungsweise stellt eine grobe Verletzung der 

aus dem Grundverhältnis resultierenden Treue- und Fürsor­

gepflichten dar, war er doch zur Vermehrung des Vermögens 

der Zivilklägerin verpflichtet und hat diese geschädigt, in­

dem er einen ihr zustehenden Auftrag pflichtwidrig persön­

lich übernommen und sich dafür direkt bezahlen liess. Der 

Vermögensschaden der Zivilklägerin bestand im entgange­

nen Gewinn. 

c) Was der Angeklagte dagegen in der Berufung vorbringt, vermag 

nicht zu überzeugen: 

aa) Ob allenfalls der Angeklagte von seinem Nachfolger Beffa 

zur Uebernahme dieses Auftrages ermächtigt worden sei, 

spielt keine Rolle und wird von Beffa im übrigen bestritten 

(act. 158). Vorgesetzter des Angeklagten war der Zeuge 
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Rohner. Er allein wäre befugt gewesen, die Zustimmung zur 

Uebernahme dieses Auftrages persönlich zu erteilen. Dies 

musste auch dem in kaufmännischen Belangen nicht uner­

fahrenen Angeklagten klar sein. 

bb) Unbehelflich ist auch sein Einwand, er habe den Erlös aus 

dem Auftrag Brahmstrasse mit Ueberstundenentschädigun­

gen, welche ihm die Zivilklägerin geschuldet hätte, verrech­

net. Durch diese Aussage gibt er indessen implizit zu, dass 

der Auftrag Brahmstrasse eigentlich zugunsten der Firma 

Rohner hätte abgerechnet werden müssen. Dadurch ist auch 

erstellt, dass der Angeklagte vorsätzlich gehandelt hat. Im 

weiteren ist jedoch keineswegs erwiesen, dass dem Ange­

klagten gegenüber der Zivilklägerin Ansprüche aus Ueber­

stundenentschädigung, welche ihm im übrigen gar nicht zu­

gesprochen worden sind, zustanden . In der Position des 

gewinnanteilberechtigten Geschäftsführers wäre der Ange­

klagte wohi sowieso zur Leistung von Ueberstunden ver-· 

pflichtet gewesen. Eine gerichtliche Auseinandersetzung zu 

dieser Frage hat nie stattgefunden, weshalb seine Forde­

rungen in keiner Weise ausgewiesen sind. Der Angeklagte 

erhebt daher die Verrechnungseinrede zu Unrecht. 

cc) Es trifft auch nicht zu, dass zur Verwirklichung der unge­

treuen Geschäftsführung der Vermögensschaden beim Ge­

schäftsherrn zum Zeitpunkt des Anstellungsverhältnisses 

eintreten muss. Dieser Erfolg kann sich durchaus auch spä­

ter einstellen. Wesentlich ist, dass die Tathandlung während 

des Anstellungsverhältnisses erfolgte, was in casu der Fall 

war. Der Angeklagte hat den Auftrag "Brahmstrasse" wäh­

rend der Dauer des Arbeitsverhältnisses entgegengenom­

men und ihn im März 1991, also vor seinem Weggang, auf 

seine neue Firma übertragen (act. 41 ). 
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3. Zusammenfassend ist der Angeklagte vom Vorwurf der ungetreuen 

Geschäftsführung, soweit sie die Wegnahme des Dossier betrifft, 

freizusprechen, im übrigen aber für schuldig zu befinden. Er ist ge­

mäss Art. 63 StGB angemessen zu bestrafen. 

Entgegen der Meinung der Vorinstanz wiegt das Verschulden des 

Angeklagten nach Ansicht des Obergerichts nicht besonders schwer. 

Der der Zivilklägerin entgangene Gewinn dürfte, wie die Verteidigung 

zu Recht ausführt, den Betrag von wenigen tausend Franken nicht 

überschritten haben, belief sich doch das gesamte Auftragsvolumen 

auf rund Fr. 12'000.-- (act. 24). Weitere Straftaten werden dem An­

geklagten nicht zur Last gelegt. Persönlich kann ihm ein hervorra­

gendes Zeugnis ausgestellt werden. Er hat keinerlei Vorstrafen und 

sein Leumundsbericht lautet günstig. Er ist noch nie betrieben wor­

den. In beruflicher Hinsicht hat er sich bewährt und ist zusätzlich 

Mitglied der Berufsbildungs- und Reglementskommission des Ver­

bands der Schweizerischen Heizungs- und Lüftungsfirmen. In dieser 

Funktion ist er Obmann der Fachexperten für Lehrabschlussprüfun­

gen der Lüftungsmonteure. Es ist ihm zuzubilligen, dass es sich bei 

den ihm vorzuwerfenden Handlungen um eine einmalige Entgleisung 

gehandelt hat. 

Die von der Vorinstanz ausgefällte Strafe ist unter diesen Umständen 

zu hoch. Sie entspricht dem Strafantrag der Staatsanwaltschaft, wel­

che indessen den Sachverhalt als Betrug qualifiziert hat, wofür Ge­

fängnis oder Zuchthaus bis zu fünf Jahren ausgesprochen werden 

kann. Bei der ungetreuen Geschäftsführung handelt es sich hingegen 

um ein Vergehen. Die Strafe ist daher wesentlich zu reduzieren. Dem 

Verschulden des Angeklagten wird eine Gefängnisstrafe von 20 Ta­
gen gerecht. 

4. Demzufolge ist die Berufung teilweise gutzuheissen. Die erstinstanz­

lichen Prozesskosten hat der Angeklagte aufgrund des Schuld­

spruchs selbst zu tragen, während es sich gemäss dem Ausgang des 

Berufungsverfahrens rechtfertigt, ihm lediglich die Hälfte der ober-

A.Glarner
Hervorheben
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gerichtlichen Verfahrenskosten aufzuerlegen, und ihm die Hälfte sei­

ner Parteikosten zweiter Instanz zu ersetzen. 

Demgemäss wird 

erkannt 

1. In teilweiser Gutheissung der Berufung werden die Ziffern 1 a und 2 

des Urteils des Bezirksgerichts Bremgarten vom 24. Oktober 1995 

aufgehoben und durch folgende Bestimmungen ersetzt: 

1. a) Der Angeklagte wird vom Betrug und von der 
Sachentziehung sowie von der ungetreuen Ge­
schäftsführung (gemäss Ziff. 2 des Sachverhalts 
der Anklageschrift) von Schuld und Strafe freige­
S'.')rochen. 

2. Er wird gestützt auf diese Gesetzesbestimmung und in 
Anwendung von Art. 63 StGB mit 20 Tagen Gefängnis 
bestraft. 

2. Im übrigen wird die Berufung abgewiesen. 

3. Die obergerichtlichen Verfahrenskosten, bestehend aus einer Ge­

richtsgebühr von Fr. 600.--, den Kanzleigebühren und Auslagen von 

Fr. 250.--, total Fr. 850.--, werden dem Angeklagten zur Hälfte mit 

Fr. 425.-- auferlegt. Der Rest wird auf die Staatskasse genommen. 

4. Die Obergerichtskasse wird angewiesen, dem Angeklagten dessen 

richterlich auf Fr. 5'826.60 festgesetzte Parteikosten zweiter Instanz 

zur Hälfte mit Fr. 2'913.30 zu ersetzen. 
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Zustellung an: - den Angeklagten (Verteidiger) 

- die Staatsanwaltschaft 

- die Vorinstanz 

- die Zivilklägerin 

Mitteilung an: - das ZPB 

PA an: - die Obergerichtskasse 

A a r a u , 26. November 1996 

Im Namen des Obergerichts 

1. Strafkammer 

Der Präsident: 

n. ~-~ _. 
·e Gerich-;::;?r:i1)erin: 

h_ 
Rechtsmittelbelehrung: Nichtigkeitsbeschwerde an das Bundesge­
richt (Art. 268 ff. BStP) 

Dieses Urteil wird den Parteien mit dem Hinweis eröffnet, dass eine all­
fällige Nichtigkeitsbeschwerde an das Bundesgericht von der Zustellung 
des Urteils an 

innert 10 Tagen schriftlich beim Obergericht durch eine Erklärung 
anzumelden und 

innert 20 Tagen in vollständiger Ausfertigung ebenfalls beim Ober­
gericht einzureichen ist. 

Die vollständige Beschwerdeschrift muss die Bezeichnung des angefoch­
tenen Entscheides, die Punkte, welche angefochten werden, und die An­
träge sowie deren Begründung enthalten. Sie ist zu unterzeichnen und in 
genügender Zahl (je 1 Exemplar für das Gericht und jede Gegenpartei), 
jedoch mindestens im Doppel einzureichen. 

LI ., 
1 r , 
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